20. JULI 2022 - Gesetz über den Status und die Kontrolle der Börsengesellschaften und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen


(- Art. 281, 378 bis 384, 420 und 421: Belgisches Staatsblatt vom 23. Oktober 2025,
- Art. 422: Belgisches Staatsblatt vom 19. September 2025), 
- Art. 426: Belgisches Staatsblatt vom 23. Oktober 2025).

Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


20. JULI 2022 - Gesetz über den Status und die Kontrolle der Börsengesellschaften und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


BUCH 9 - VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN UND SCHLUSS-, ABÄNDERUNGS-, ÜBERGANGS- UND AUFHEBUNGSBESTIMMUNGEN


(…)


TITEL 3 - Abänderungsbestimmungen


KAPITEL 1 - Abänderungen des Hypothekengesetzes vom 16. Dezember 1851


[bookmark: _Hlk216878556]	Art. 281 - In Artikel 81undecies des Hypothekengesetzes vom 16. Dezember 1851, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Oktober 2015, werden die Wörter "Unbeschadet des Artikels 78 des Gesetzes vom 25. April 2014 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute" durch die Wörter "Unbeschadet des Artikels 78 des Gesetzes vom 25. April 2014 über den Status und die Kontrolle der Kreditinstitute und des Artikels 106 des Gesetzes vom 13. März 2016 über den Status und die Kontrolle der Versicherungs- oder Rückversicherungsunternehmen" ersetzt.


(…)




KAPITEL 5 ­ Abänderungen des Gesetzes vom 18. September 2017 zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Beschränkung der Nutzung von Bargeld


	Art. 378 - Artikel 4 des Gesetzes vom 18. September 2017 zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Beschränkung der Nutzung von Bargeld, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 15. Mai 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. Nummer 4 wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk216879636]	"4. "Maßnahmen zur Durchführung der Richtlinie 2015/849":

	a) Bestimmungen der aufgrund der Richtlinie 2015/849 erlassenen delegierten Rechtsakte,

	b) Bestimmungen der Durchführungsrechtsakte, die aufgrund der Richtlinie 2015/849 oder aufgrund der in Buchstabe a) erwähnten delegierten Rechtsakte erlassen werden,".

[bookmark: _Hlk216879693]	2. In Nr. 5 wird Buchstabe b) durch die Wörter "und aufgrund der Verordnung (EU) 2015/847 erlassene Durchführungsrechtsakte" ergänzt.

[bookmark: _Hlk216879743]	3. Nummer 6 wird durch die Wörter ", in Titel VIII des Gesetzes vom 2. Mai 2019 zur Festlegung verschiedener finanzieller Bestimmungen" ergänzt.

	4. In Nr. 37 werden die Wörter "und Wertpapierfirmen" aufgehoben.


	Art. 379 - Artikel 5 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. Februar 2022, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a) und Nr. 22 und Absatz 5 werden die Wörter "und der Börsengesellschaften" jeweils aufgehoben.

	2. In § 1 Absatz 1 wird Nr. 10 wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk216881137]	"10. a) Börsengesellschaften wie in Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 über den Status und die Kontrolle der Börsengesellschaften und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen erwähnt, die dem belgischen Recht unterliegen,

	b) in Belgien ansässige Zweigniederlassungen von Börsengesellschaften wie in Artikel 2 desselben Gesetzes erwähnt, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates oder eines Drittlandes unterliegen,

	c) Börsengesellschaften wie in Artikel 2 desselben Gesetzes erwähnt, die dem Recht eines anderen Mitgliedstaates unterliegen und auf einen in Belgien ansässigen vertraglich gebundenen Vermittler zurückgreifen, um dort im Sinne von Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016 über den Zugang zu Wertpapierdienstleistungstätigkeiten und den Status und die Kontrolle der Vermögensverwaltungs- und Anlageberatungsgesellschaften Wertpapierdienstleistungen zu erbringen und/oder Anlagetätigkeiten auszuüben und im Sinne von Artikel 2 Nr. 2 desselben Gesetzes Nebendienstleistungen zu erbringen,".

	3. In § 3 Absatz 1 werden die Wörter "und der Börsengesellschaften" aufgehoben.


	Art. 380 - In Artikel 93 § 2 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Juli 2020, wird Nr. 1 wie folgt ersetzt:

	"1. die Tatsache bekanntmachen, dass der Verpflichtete der erhaltenen Aufforderung nicht nachgekommen ist, innerhalb der von ihr bestimmten Frist den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes oder seiner Ausführungserlasse oder -verordnungen, der Maßnahmen zur Durchführung der Richtlinie 2015/849, der europäischen Verordnung über Geldtransfers oder der Sorgfaltspflichten, die in den verbindlichen Bestimmungen über Finanzembargos vorgesehen sind, die in ihre Zuständigkeit fallen, nachzukommen,".


	Art. 381 - In Artikel 94 Absatz 1 desselben Gesetzes wird Nr. 2 wie folgt ersetzt:

	"2. die Ersetzung aller oder eines Teils der Mitglieder des gesetzlichen Verwaltungsorgans, des Direktionsausschusses und/oder gegebenenfalls der mit der tatsächlichen Geschäftsleitung des Verpflichteten beauftragten Personen innerhalb einer von ihr festgelegten Frist anordnen und in Ermangelung einer solchen Ersetzung innerhalb dieser Frist ein oder mehrere Mitglieder des gesetzlichen Verwaltungsorgans oder des Direktionsausschusses und/oder gegebenenfalls eine oder mehrere mit der tatsächlichen Geschäftsleitung des Verpflichteten beauftragte Personen abberufen oder die Gesamtheit der Verwaltungs- und Geschäftsführungsorgane des Verpflichteten durch einen oder mehrere vorläufige Verwalter ersetzen, die je nach Fall allein oder kollegial über die Befugnisse der ersetzten Personen verfügen. Die Bank veröffentlicht ihren Beschluss im Belgischen Staatsblatt.

	Wenn die Umstände es rechtfertigen, kann die Bank einen oder mehrere vorläufige Verwalter bestellen, ohne vorab die Ersetzung aller oder eines Teils der Führungskräfte des Verpflichteten anzuordnen.

	Der beziehungsweise die vorläufigen Verwalter können mit Erlaubnis der Bank eine Generalversammlung einberufen und ihre Tagesordnung festlegen.

	Das Amt der ersetzten Personen, insbesondere ihr Mandat als Mitglied des gesetzlichen Verwaltungsorgans oder des Direktionsausschusses, endet mit der Notifizierung des Beschlusses der Bank über ihre Ersetzung durch einen oder mehrere vorläufige Verwalter. Der Verpflichtete erfüllt die Offenlegungsformalitäten, die am Ende der betreffenden Mandate erforderlich sind.

	Die Bank kann unter Einhaltung der Bestimmungen des Rechts der Europäischen Union von den durch oder aufgrund des vorliegenden Gesetzes vorgesehenen Berichterstattungspflichten für den Verpflichteten abweichen, gegenüber dem sie eine Maßnahme zur Bestellung eines oder mehrerer vorläufiger Verwalter ergriffen hat.

	Die Entlohnung des beziehungsweise der vorläufigen Verwalter wird von der Bank festgelegt und vom betreffenden Verpflichteten getragen.

	Die Bank kann den beziehungsweise die vorläufigen Verwalter jederzeit entweder von Amts wegen oder auf Ersuchen der Mehrheit der Aktionäre oder Gesellschafter ersetzen, wenn diese nachweisen, dass die Geschäftsführung der Betreffenden nicht mehr die nötigen Sicherheiten bietet,".


	Art. 382 - In Buch IV Titel 4 Kapitel 2 desselben Gesetzes wird ein Artikel 94/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 94/1 - § 1 - Der Sonderkommissar und der oder die vorläufigen Verwalter, die in Artikel 94 Absatz 1 erwähnt sind, tragen für Rechnung der Bank zur Ausführung ihres gesetzlichen Auftrags bei. Im Rahmen dieses Auftrags:

	- handeln sie ausschließlich im Rahmen des in Artikel 1 § 2 des vorliegenden Gesetzes vorgesehenen Ziels und des Ziels, das in den Rechtsvorschriften bestimmt ist, in denen das gesetzliche Statut vorgesehen ist, dem der Verpflichtete unterliegt,

	- befolgen sie die Richtlinien der Bank, wie sie den ihnen anvertrauten besonderen Auftrag erfüllen müssen,

	- unterliegen sie denselben Verpflichtungen in Bezug auf das Berufsgeheimnis wie denjenigen, die für die Bank in Bezug auf den in vorliegendem Gesetz vorgesehenen Aufsichtsauftrag gelten, wobei die Anwendung gesetzlicher Ausnahmefälle einer vorherigen Zustimmung der Bank unterliegt,

	- erstatten sie auf Ersuchen der Bank gemäß den von ihr festgelegten Modalitäten Bericht über die Finanzlage des Verpflichteten und über die im Rahmen ihres Auftrags ergriffenen Maßnahmen sowie über die Finanzlage zu Beginn und am Ende dieses Auftrags.

	§ 2 ­ Ihre in § 1 beschriebene unterstützende Rolle gegenüber der Bank bedeutet, dass sie als solche nicht als Verwaltungsbehörde gelten können.

	Die Ersetzung der Gesamtheit der Verwaltungs- und Geschäftsführungsorgane des Verpflichteten durch vorläufige Verwalter in Anwendung von Artikel 94 Absatz 1 Nr. 2 bedeutet nicht, dass Letztere als Verwalter oder Mitglieder des gesetzlichen Verwaltungsorgans im Sinne des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen betrachtet werden müssen, sondern nur, dass sie über die Befugnisse der ersetzten Personen verfügen, insbesondere um Handlungen vorzunehmen, die es dem Verpflichteten ermöglichen, seine gesetzlichen und verordnungsrechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen, insbesondere diejenigen, die durch oder aufgrund des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen vorgesehen sind. Sie sind nicht Gegenstand eines Beschlusses oder einer Abstimmung über die Entlastung wie im Gesetzbuch der Gesellschaften und Vereinigungen vorgesehen, sondern haften für ihren Auftrag ausschließlich gegenüber der Bank, die ihnen gegebenenfalls Entlastung erteilt."


	Art. 383 - In Artikel 97 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 11. Juli 2021, werden die Wörter "der Artikel 93, 94 Nr. 2 und 4 und 95" durch die Wörter "der Artikel 93 bis 95" ersetzt.


	Art. 384 - In Artikel 98/1 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 20. Juli 2020, werden die Wörter "der Artikel 93 bis 95" durch die Wörter "der Artikel 93 §§ 1 und 2 Nr. 2, 94 und 95" ersetzt.


(…)


KAPITEL 7 ­ Abänderungen des Gesetzes vom 11. Juli 2018 über das öffentliche Angebot von Anlageinstrumenten und deren Zulassung zum Handel an geregelten Märkten


	Art. 420 ­ Artikel 21 § 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2018 über das öffentliche Angebot von Anlageinstrumenten und deren Zulassung zum Handel an geregelten Märkten wird wie folgt abgeändert:

	1. In Buchstabe b) werden die Wörter "und der Börsengesellschaften" aufgehoben.

	2. Buchstabe e) wird wie folgt ersetzt:

[bookmark: _Hlk218671008]	"e) Börsengesellschaften, die in Buch 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 über den Status und die Kontrolle der Börsengesellschaften und zur Festlegung verschiedener Bestimmungen erwähnt sind,".


	Art. 421 - In Artikel 28 Absatz 1 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 11. Juli 2021, wird Absatz 1 wie folgt abgeändert:

	1. Nummer 1/1 wird aufgehoben.

	2. Nummer 4 wird aufgehoben.

	3. In Nr. 5 werden die Wörter "und der Börsengesellschaften" aufgehoben.


KAPITEL 8 - Abänderung des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen


	Art. 422 - Artikel 12:99 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen, dessen heutiger Wortlaut § 1 bilden wird, wird durch einen Paragraphen 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 2 - Paragraph 1 ist nicht auf Gesamtvermögens- oder Teilbetriebseinlagen anwendbar, wenn eine an dem Vorgang beteiligte Gesellschaft ein Finanzinstitut ist, das der Kontrolle der Belgischen Nationalbank oder der Europäischen Zentralbank unterliegt."


(…)


BUCH 10 - INKRAFTTRETEN


	Art. 426 - § 1 - Vorliegendes Gesetz tritt gemäß dem allgemeinen Recht in Kraft.

	§ 2 ­ In Abweichung von § 1 tritt Artikel 24 achtzehn Monate nach dem Tag der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft, was Börsengesellschaften betrifft, die die Kriterien von Absatz 2 erfüllen.

	Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen gilt eine Börsengesellschaft als kleine Börsengesellschaft, wenn sie folgende Bedingungen erfüllt:

	a) Der Gesamtbetrag der in Verwahrung genommenen Finanzinstrumente während zweier aufeinanderfolgender Geschäftsjahre beträgt höchstens 5 Millionen EUR und

	b) die Gesellschaft genügt mindestens zwei der folgenden Kriterien:

	- durchschnittliche Beschäftigtenzahl während des betreffenden Geschäftsjahres von weniger als 250 Personen,

	- Bilanzsumme von höchstens 43 Millionen EUR,

	- jährlicher Nettoumsatz von höchstens 50 Millionen EUR.

	Die Bank kann beschließen, dass eine Börsengesellschaft, die die beiden in Absatz 2 erwähnten Bedingungen erfüllt, insbesondere aufgrund ihrer internen Organisation und der Art, des Umfangs, der Interdependenz mit Unternehmen innerhalb oder außerhalb der Gruppe, der Komplexität oder des grenzüberschreitenden Charakters ihrer Tätigkeiten nicht als kleine Börsengesellschaft gelten kann.

	Der König kann auf Stellungnahme der Bank den in Absatz 1 erwähnten Zeitraum verkürzen.


(…)


(…)

	Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 20. Juli 2022


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE

